Deutsdier Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drud^sache 574 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4. Juni 1954 

8 — 90000 — 983/54 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

In der Anlage A übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung des Straßen- 
verkehrs durch Entlastung der Straßen 
(Straßenentlastungsgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 122. Sitzung am 7. Mai 1954 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf die 
sich aus der Anlage B ergebenden /Änderungsvorschläge beschlossen 
und die in der gleichen Anlage enthaltenen Entschließungen gefaßt. 
Im übrigen hat er gegen den Entwurf keine Einwendungen erhoben. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen und Entschließungen des Bundesrates ist aus der Anlage C 
ersichtlich. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei Gebr, Sdieur» Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Anlage A 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Sicherung des Straßenverkehrs durch Entlastung der Straßen 
(Straßenentlastungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 


Verbotene Güterbeförderung 


Güter der in der Anlage bezeichneten Art 
dürfen im Güterfernverkehr und im Werk- 
fernverkehr im Sinne des Güterkraftver-, 
kehrsgesetzes vom 17. Oktober 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 697) nicht befördert werden. 


§2 


Ausnahmen für den Berlin- Verkehr 


(1) § 1 findet keine Anwendung auf Kraft- 
fahrzeuge des in Berlin genehmigten Güter- 
fernverkehrs im unmittelbaren Verkehr 
zwischen Berlin und einem Ort des Bundes- 
gebietes. 

(2) Zur Sicherstellung der lebenswichtigen 
Versorgung von Berlin kann der Bundes- 
minister für Verkehr durch Rechtsverord- 
nung vorübergehend Ausnahmen von dem 
Beförderungsverbot des § 1 für Kraftfahr- 
zeuge des im Bundesgebiet genehmigten 
Güterfernverkehrs für den unmittelbaren 
Verkehr zwischen dem Bundesgebiet und 
Berlin zulassen. Die Rechtsverordnung be- 
darf nicht der Zustimmung des Bundesrates. 


§ 1 genehmigen, wenn die Frachteinnahmen, 
die die Unternehmer in der Zeit vom 1. No- 
vember 1952 bis zum 31. Oktober 1953 aus 
der Beförderung von Gütern der in der An- 
lage bezeichneten Art im Güterfernverkehr 
bezogen haben, mindestens Vs der in dieser 
Zeit im Güterfernverkehr insgesamt erziel- 
ten Frachteinnahmen betragen. Die Ausnah- 
men sind auf die Güterarten, die der Unter- 
nehmer während der im Satz 1 genannten 
Zelt befördert hat, und auf die Dauer der 
am 1. November 1953 bestehenden Geneh- 
migungen zu beschränken. 

(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Satz 1 hat der Unternehmer durch eine 
schriftliche Bestätigung der Bundesanstalt für 
den Güterfernverkehr nachzuweisen. 

(3) Anträge nach Absatz 1 sind innerhalb 
einer Frist von sechs Monaten nach Verkün- 
dung des Gesetzes zu stellen. 

(4) Die Ausnahmegenehmigungen sind dem 
Unternehmer unter Angabe der genehmigten 
Güterarten und der Dauer der Ausnahme- 
genehmigung für jedes Kraftfahrzeug geson- 
dert zu bescheinigen. Die Bescheinigung ist 
bei den nach ihr genehmigten Fahrten mit- 
zuführen und auf Verlangen den mit der 
Überwachung des Güterfernverkehrs beauf- 
tragten Stellen zur Prüfung vorzulegen. 


§ 3 

Übergangsvorschrift 

(1) Die obersten Verkehrsbehörden der 
Länder sollen Unternehmern des Güterfern- 
verkehrs auf Antrag für bestimmte Kraft- 
fahrzeuge Ausnahmen von dem Verbot des 


§4 

Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 

(1) § 1 des Güterkraftverkehrsgesetzes 

erhält folgende Fassung: 

„Die Beförderung von Gütern mit Kraft- 
fahrzeugen ist nur als Güternahverkehr, 
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Güterfernverkehr oder Werkverkehr im 
Sinne dieses Gesetzes oder im Rahmen der 
Hoheitstätigkeit des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden und Gemeindeverbände sowie der 
Körperschaften und Anstalten des öffentli- 
chen Rechts zulässig. Güter sind auch lebende 
Tiere.“ 

(2) § 9 Abs. 2 Satz 2 des Güterkraftver- 
kehrsgesetzes wird aufgehoben. 

(3) § 48 Abs. 3 des Güterkraftverkehrs- 
gesetzes wird aufgehoben. Absatz 4 wird 
Absatz 3. 

(4) In den § 99 des Güterkraftverkehrs- 
gesetzes wird als Nr. 1 eingefügt: 

„1. Güter mit Kraftfahrzeugen unter ande- 
ren als den in diesem Gesetz für den 
Güternahverkehr, den Güterfernver- 
kehr oder den Werkverkehr bestimm- 
ten Voraussetzungen und außerhalb des 
Rahmens der Hoheitstätigkeit öffentlich- 
rechtlicher Körperschaften befördert;“. 

Die Nummern 1, 2, 3, 4, 5 und 6 werden 
die Nummern 2, 3, 4, 5, 6 und 7. 


§5 

Ordnungsvorschrift 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. dem Beförderungsverbot nach § 1 
oder 

2. der Verptllchtung zur Mitführung oder 
Vorlage der Bescheinigung nach § 3 
Abs. 4 Satz 2 

zuwiderhandelt. 


(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße geahndet werden. In den Fäl- 
len des Absatzes 1 Nr. 1 ist der Höchstbetrag 
der Geldbuße zehntausend Deutsche Mark. 

(3) Das Unterwerfungsverfahren nach § 67 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
zulässig. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten Ist 
die nach dem Güterkraftverkehrsgesetz zu- 
ständige Genehmigungsbehörde. 

§ 6 

Allgemeine V erwaltungsvorschriften 

Der Bundesminister für Verkehr kann mit 
Zustimmung des Bundesrates die zur Durch- 
führung dieses Gesetzes erforderlichen all- 
gemeinen Verwaltungsvorschriften erlassen. 

§ 7 

Berlin-Klausel 

Das Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin Im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch Im Lande 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in dem Gesetz enthaltenen Ermächtigun- 
gen erlassen werden, gelten Im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 8 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt drei Monate nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Anlage (zu § 1) 


Verzeichnis der im Güterfernverkehr und Werkfernverkehr zur Beförderung nicht 

zugelassenen Güter 

(unter Verwendung der Gütereinteilung des Reichskraftwagentarifs — RKT — nach 

dem Stand vom 1954) 


1. Erde aller Art (z. B. Kies, Sand, Schlick, 
Schlamm) 

2. Erze 

3. Steine (z. B. Bruchsteine, Steingrus, Stein- 
mehl, Steinsand, Steinschlag, Stein- 
schotter, Steinblöcke, Pflastersteine, 
Steinwalzen) 

4. Kohlen (ausgenommen Holzkohlen) und 
Kohlenabfälle, Koks, Briketts 

5. Schlacken 

6. Bimssand, Bimskies 

7. Zement 

8. Betonwaren, Eisenbetonwaren und zwar: 

a) allgemein über 5 m Länge oder 

b) als Rohre und Rohrteile mit einem 
Durchmesser über 75 cm oder 

c) als Betonschwellen 

9. Tonrohre mit einem Durchmesser über 
25 cm 

10. Eisen und Stahl, Eisen- und Stahlwaren, 
und zwar: 

a) allgemein über 5 m Länge oder 

b) Roheisen, Schweißeisen oder 

c) Rohstahl oder 

d) Eisenbleche, Eisenplatten oder 

e) Eisenschrott 

1 1 . Grubenholz 

Faserholz, Schleifholz, Rohholz, Holz- 
masten, Holzpfähle 
Schnittholz 
Holzschwellen 

12. Getreide, mit Ausnahme von feuchtem 
Getreide, das in der Erntezeit zu einer 
Trocknungsanlage befördert wird 

13. Rohzucker 


Tarifstelle 

nach der Gütereinteilung des RKT: 

„Erde“ 

„Erze“ 


„Steine“ 

„Kohlen“ 

„Schlacken“ 

„Bims“, Nr. 1 
„Zement“ 

„Betonwaren“, 

a) allgemein über 5 m Länge oder 

b) Rohre und Rohrteile der Nr. 1, 5 und 6 
mit einem Durchmesser über 75 cm oder 

c) Eisenbahnschwellen aus Beton der Nr. 1 
„Tonwaren“, Nr. 2 und 6, Tonrohre mit 
einem Durchmesser über 25 cm. 

„Eisen“, 

a) allgemein über 5 m Länge, 

|Nr. 26 Buchst, a und b, 

d) Nr. 11, 

e) Nr. 14 

„Holz“ Nr. 5, 10, 12 Buchst, a bis f, 13, 14 


„Getreide“ 


„Zucker“, Nr. 2 und 3 
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Begründung 


I. Allgemeine Bemerkungen 

1. Die Motorisierung des Straßenverkehrs hat 
in der Bundesrepublik von Jahr zu Jahr er- 
heblich zugenommen und den Vorkriegsstand 
weit überschritten. 

Wie aus der Anlage 1 ersichtlich, betrug die 
Zahl der im Verkehr befindlichen Kraftfahr- 


im Bundesgebiet jeweils am 1. Juli 

im Jahre 1938 

1 836 095 

im Jahre 1948 

909 059 

im Jahre 1949 

1 413 839 

im Jahre 1950 

1 949 803 

Im Jahre 1951 

2 493 490 

im Jahre 1952 

2 930 000 

im Jahre 1953 

3 417 000. 


Nachdem der Vorkriegsstand im Jahre 1950 
erstmalig überschritten war, ist also jetzt 
bereits etwa eine Verdoppelung eingetreten. 
Die Zahl der Kraftfahrzeuge am 1. Juli 1938 
verhält sich zu der Zahl am 1. Juli 1953 wie 
100 zu 186,1 (Anlage 2). Auffallend ist die 
gleichmäßige jährliche Zunahme der Kraft- 
fahrzeuge um etwa V 2 Million. Nichts deutet 
auf eine künftige Verlangsamung dieses stür- 
mischen Wachstums hin. 

2. Demgegenüber Ist die Länge der klassifi- 
zierten Straßen im Bundesgebiet seit der Vor- 
kriegszeit nahezu unverändert geblieben. Die 
Belastung der Straßen ist daher entsprechend 
dem rasdien Zuwachs des Fahrzeugbestandes 
laufend gestiegen. So betrug nach Anlage 3 
die Zahl der Kraftfahrzeuge einschließlich 
Anhänger je Kilometer der klassifizierten 
Straßen am 1. Juli 1949 nur 12,6 Fahrzeuge, 
am 1. Juli 1953 dagegen 28,4 Fahrzeuge. 
Dieser Zahlenvergleich gibt die Zunahme der 
Straßenbelastung noch nicht vollständig 
wieder, weil nach den vorliegenden Beob- 
achtungen die vorhandenen Fahrzeuge heute 
stärker ausgenutzt werden als früher. 

Diese Entwicklung ist um so bedeutsamer, als 
sich der Zustand der Straßen seit der Vor- 
kriegszeit kaum verbessert hat. Nach 1945 
mußten die verfügbaren Mittel zunächst für 
die Beseitigung der umfangreichen Kriegs- 
schäden eingesetzt werden. Das ging zwangs- 
läufig auf Kosten der notwendigen laufenden 
Unterhaltung und des Ausbaus der Straßen, 
zumal der Haushalt der Länder und später 
auch des Bundes durch soziale Lasten, Kriegs- 
folgelasten und Besatzungskosten überbean- 
sprucht war. Eine Übersicht über die Ent- 


wicklung des Ausbauzustandes der Straßen 
gibt die Anlage 4 nach dem Stand von 1939 
und 1951. 

3. Die Schere zwischen dem steten Anstieg 
der Kraftwagenzahl und dem Ausbau der 
Straßen klafft ständig weiter auseinander. 
Das Mißverhältnis wird immer besorgnis- 
erregender. Schon jetzt sind die meisten 
Straßen weit überlastet. Es Ist abzusehen, daß 
sie in wenigen Jahren völlig verstopft sein 
werden, wenn nicht rechtzeitig für Abhilfe 
gesorgt wird. 

Die Überlastung der Straße ist zugleich 
eine gewichtige Ursache für die Steigerung 
der Unfallgefahr. Die Zahl der im Straßen- 
verkehr Getöteten und Verletzten betrug Im 
Durchschnitt je Tag (vgl. Anlage 5) Im Jahre 
1938 rd. 13 Getötete und 296 Verletzte 

1952 rd. 21 Getötete und 636 Verletzte 

1953 rd. 30 Getötete und 813 Verletzte, 

4. Angesichts dieser Lage müssen neue, ein- 
schneidende Maßnahmen ergriffen werden. 
Dafür ergeben sich zwei Möglichkeiten: 

a) Ausbau der Straßen in einem Ausmaß und 
mit einer Beschleunigung, die mit der 
steten Aufwärtsentwicklung des Kraftfahr- 
zeugverkehrs Schritt hält, 

oder 

b) Einschränkung des überstarken Straßen- 
verkehrs. 

Z u a 

Der Ausbau der Straßen in dem erforder- 
lichen Ausmaß und mit der erforderlichen 
Beschleunigung ist jedoch aus finanziellen 
Gründen nicht durchführbar. 

Allein um die jetzige Substanz des Straßen- 
netzes zu erhalten, sind schätzungsweise 
1,3 Mia DM jährlich erforderlich. Außerdem 
müssen die vorhandenen Straßen, die zum 
größten Teil noch zur Zeit des Pferdefuhrwerks 
entstanden sind, dem Kraftverkehr angepaßt 
werden. Die Straßen müssen an zahlreichen 
Stellen in Lage und Höhe geändert werden. 
Dabei sind Kurven auszubauen und zu über- 
höhen, die Fahrbahnen zu verbreitern und 
mit schweren Decken und verstärktem 
Unterbau zu versehen; unzureichende und 
gefährliche Ortsdurchfahrten müssen umgan- 
gen werden. Über 8000 km von rd. 24 000 km 
Bundesfernstraßen müssen noch auf eine 
Mindestfahrbahnbreite von 6 m gebracht 
werden. 
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Darüber hinaus erfordert der Neubau von 
Straßen weitere beträchtliche Mittel. Bei 
einem nicht zu schwierigen Gelände betragen 
beispielsweise die Baukosten für eine ein- 
bahnige Autobahn 1,7 Mio DM je km, bei 
einer zweibahnigen Autobahn 2 Mio DM je 
km, bei Bundesfernstraßen 300 000 bis 
600 000 DM je km. 

Die gesamten Aufwendungen für den Aus- 
bau des vorhandenen Straßennetzes und den 
Neubau von Straßen können auf über 10 Mia 
DM gesdiätzt werden. Bei einem ständigen 
weiteren Wachstum des Straßenverkehrs, wie 
es in den letzten Jahren festzustellen war, 
würde dieser Betrag sich noch wesentlich er- 
höhen. 

Zu b 

Die Straße muß von dem Verkehr entlastet 
werden, der nicht aus wirtschaftlichen oder 
sozialen Gründen auf sie angewiesen ist. Mas- 
sengüter gehören nicht auf die Straße, die 
heute „Mangel ware‘‘ geworden ist. Die 
Schnelligkeit des Transports dieser Güter 
spielt keine wesentliche Rolle. Besondere Ver- 
packungen sind in der Regel nicht erforder- 
lidi. Eine Bruchgefahr besteht nicht oder ist 
für die Verwertbarkeit des Gutes bedeutungs- 
los. Diese Güter können daher ohne volks- 
wirtschaftlichen Schaden von der überlasteten 
Straße genommen werden, wenigstens im 
Fernverkehr. Im Nahverkehr ist dies aus 
wirtschaftlichen Gründen nicht möglich. Ein 
Verbot der Beförderung von Massengütern 
im Fernverkehr wird zu einer Verringerung 
insbesondere der Transporte mit schweren 
Fahrzeugen führen. Dadurch wird der Ver- 
kehrsfluß erleichtert und die Unfallgefahr er- 
heblidi verringert. 

IL Bemerkungen 
zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 (Verbotene Güterbeförderung) 

Dte Beförderung von Massengütern auf der 
Straße soll nur im gewerblichen Güterfern- 
verkehr und im Werkfernverkehr verboten 
werden, d. h. außerhalb eines Umkreises von 
50 km, gerechnet in der Luftlinie vom Mit- 
telpunkt des Standorts des Kraftfahrzeuges 
aus (§ 2 Abs. 2 in Verbindung mit §§ 3 und 
48 Abs. 4 des Güterkraftverkehrsgesetzes). 
Nur die Güterarten sind in das Verzeichnis 
der Güter, die im Fernverkehr nicht befördert 
werden dürfen, aufgenomrften worden, die 
nach der allgemeinen Verkehrsauffassung 
ohne weiteres als Massengüter anzusehen sind. 
Um Zweifel auszuschließen, welche Güter 


unter das Verbot fallen, ist das Verzeichnis 
unter Verwendung der Begriffsbestimmungen 
des Reichskraftwagentarifs (RKT) aufgestellt 
worden. 

Zu § 2 (Ausnahmen für den Berlinverkehr) 

Die besondere Lage Berlins erfordert eine be- 
sondere Behandlung. Die Berliner Güterfern- 
verkehrsunternehmer sind durch die Zonen- 
grenzziehung von ihrem natürlichen Wirt- 
schaftsgebiet abgeschnitten und auf den Ver- 
kehr mit der Bundesrepublik angewiesen. 
Ihre Tätigkeit ist für die Berliner Be- 
völkerung und Wirtschaft lebenswichtig. Es 
muß Vorsorge getroffen werden, daß die in 
Berlin erzeugten Güter in die Bundesrepublik 
befördert werden und Berlin ausreichend ver- 
sorgt bleibt. Dieser Verkehr war deshalb von 
dem Verbot des § 1 auszunehmen, allerdings 
nur für unmittelbare Transporte; nach § 1 
unzulässige Beförderungen innerhalb der 
Bundesrepublik sind auch für die Berliner 
Unternehmer verboten. 

Bei den besonderen Verhältnissen Berlins 
kann sich zeitweise die Notwendigkeit er- 
geben, innerhalb kürzester Frist vorüber- 
gehend zusätzlichen Transportraum einzu- 
setzen, um die lebenswichtige Versorgung 
Berlins sicherzustellen. Es muß daher eine 
Möglichkeit geschaffen werden, um hierfür 
schnell auch im Bundesgebiet beheimatete 
Güterfernverkehrsfahrzeuge einsetzen zu 
können. Im Abs. 2 ist daher für solche Fälle 
eine Ermächtigung für den Bundesminister 
für Verkehr vorgesehen, durch Rechtsverord- 
nung für den unmittelbaren Verkehr 
zwischen dem Bundesgebiet und Berlin 
vorübergehend Ausnahmen von dem Be- 
förderungsverbot des § 1 Abs. 1 für Kraft- 
fahrzeuge des im Bundesgebiet genehmigten 
Güterfernverkehrs zuzulassen. 

Es muß jeweils sehr schnell gehandelt werden, 
um untragbare Verzögerungen zu vermeiden. 
Daher ist vorgesehen, daß die Rechtsverord- 
nungen nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates bedürfen. Der Verzicht auf die Zustim- 
mung des Bundesrates wird Im übrigen auch 
deshalb hingenommen werden können, weil 
die Ausnahmegenehmigungen nach Abs. 2 
nur „vorübergehend“ getroffen werden 
dürfen, also zeitlich beschränkt sein werden. 

Zu § 3 (Übergangsvorschrift) 

Eine Übergangsvorschrift ist für bestimmte 
Betriebe notwendig. Unternehmer des ge- 
werblichen Güterfernverkehrs, die in größe- 
rem Umfang Massengüter der in der Anlage 
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zum Gesetz genannten Art befördern und 
ihren Betrieb hierauf eingestellt haben, wer- 
den von einem Verbot stärker betroffen als 
Unternehmer, die sich weniger auf solche 
Transporte eingestellt haben, oder als Werk- 
verkehrsunternehmer, bei denen die Beför- 
derung der Güter neben der Produktion oder 
dem Handel nur eine Hilfsfunktion dar- 
stellt. 

Daher ist vorgesehen, daß die obersten Ver- 
kehrsbehörden der Länder solclien Unterneh- 
mern, die bisher in größerem Umfang Mas- 
sengüter befördert haben, auf Antrag für be- 
stimmte Kraftfahrzeuge bis zum Ablauf 
ihrer Genehmigung für den Güterfernver- 
kehr Ausnahmen von dem Verbot des § 1 
erteilen sollen. Um den Zweck des Gesetzes 
nicht zu gefährden und die einheitliche An- 
wendung der Vorschrift sichcrzustellen, sollen 
Ausnahmen nur dann zugelassen werden, 
wenn die Frachtciiinahmen aus der Beförde- 
rung der betreffenden Güter im Güterfern- 
verkehr in der Zeit vom 1. November 1952 
bis 31. Oktober 1953 mindestens Vo der in 
dieser Zeit von dem betreffenden Unter- 
nehmer insgesamt im Güterfernverkehr er- 
zielten Frachteinnahmen betragen. Die erfor- 
derlichen Nachweise sind durch eine Beschei- 
nigung der Bundesanstalt für den Güterfern- 
verkehr zu erbringen (Abs. 2). Die Frist für 
die Einreichung der Anträge auf Erteilung 
von Ausnahniegenehmigungen ist auf eine 
Zeit von 6 Monaten nach Verkündung des 
Gesetzes beschränkt (Abs. 3). 

Zu § 4 (Änderung des Güterkraftverkehrs- 
gesetzes) 

Zu Abs. 1 

Die bisherige Fassung des § 1 GüKG schließt 
die Möglichkeit von Umgehungen nicht wirk- 
sam genug aus. Dies gilt z. B. bei der Be- 
nutzung von Mietfahrzeugen. Durch die Än- 
derung wird klargestellt, daß die Beförderung 
von Gütern mit Kraftfahrzeugen nur in den 
im § 1 GüKG (neuer Fassung) genannten 
Formen zulässig ist. Die Beförderung im Rah- 
men hoheitlicher Aufgaben des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden und Gemeindever- 
bände sowie der Körperschaften und An- 
stalten des öffentlichen Rechts war als eigene 
Beförderungsform neben dem Güterfern-, 
Güternah- und Werkverkehr besonders zu 
nennen, weil sie nach herrschender Meinung 
unter keine dieser drei Verkehrsarten fällt. 
Diese Form der. Beförderung liegt beispiels- 
weise vor bei Transporten des Bundesgrenz- 
schutzes, der Polizeibehörden, der Feuer- 


wehren, der Zollbehörden, der Straßenbau- 
behörden usw., für deren eigene Zwecke. 
Auch der Dienstgutverkehr der Bundespost 
und der Bundesbahn gehört hierher. — So- 
weit dagegen eine Behörde oder eine öffent- 
lich-rechtliche Körperschaft „für andere“ be- 
fördert, fällt eine solche Beförderung unter 
den Begriff des Güternah- oder Güterfern- 
verkehrs und unterliegt deshalb auch den 
durch dieses Gesetz vorgesehenen Beschrän- 
kungen des Güterfernverkehrs. 

Zu Abs. 2 

§ 9 Abs. 2 Satz 2 GüKG hat die Rückfüh- 
rung der Anzahl der genehmigten Fahrzeuge 
des Güterfernverkehrs auf das in der Ver- 
ordnung vom 17. Juli 1952 (Bundesanzeiger 
Nr. 138) vorgesehene Maß sehr erschwert 
und damit eine fühlbare Entlastung des 
Straßenverkehrs verhindert. 

Zu Abs. 3 

Für die Zulassung des sogenannten Konzern - 
Verkehrs im Werkverkehr besteht keine 
zwingende Notwendigkeit. Dieser Verkehr 
ist kein Werkverkehr im Sinne von § 48 
Abs. 1 GüKG. Im Konzernverkchr werden 
nicht Güter für die eigenen Zwecke des Un- 
ternehmens, sondern für die Zwecke eines 
anderen — mit ihm zwar finanziell verbun- 
denen, aber sonst selbständigen — Unter- 
nehmens befördert. Es handelt sich also um 
Transporte für andere, für die der gewerb- 
lidie Verkehr zur Verfügung steht. Die Be- 
stimmung des § 48 Abs. 3 GüKG, die den 
Werkverkehr auf den Konzernverkehr aus- 
dehnt, war daher zu streichen. 

Zu A b s. 4 

Die Bußvorschriften des § 99 GüKG sind den 
geänderten Bestimmungen des GüKG ange- 
paßt. 

Zu § 5 (Ordnungsvorschrift) 

Um Verstöße gegen die Vorschriften des Ge- 
setzes angesichts seiner Bedeutung für die 
notwendige Sicherung des Straßenverkehrs 
nachdrücklich ahnden zu können, ist vorge- 
sehen, daß bei Verstößen gegen das Beför- 
derungsverbot für Massengüter eine Geld- 
buße bis zu 10 000 DM verhängt werden 
kann. 

Zu § 8 (Inkrafttreten) 

Damit die betroffenen Betriebe sich auf die 
Vorschriften des Gesetzes umstellen können, 
soll das Gesetz erst drei Monate nach seiner 
Verkündung in Kraft treten. 
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Anlage 1 zur Begründung 


Zahl der Kraftfahrzeuge im Bundesgebiet^) 

jeweils am 1. Juli 



1938 

1948 

1949 

1950 

1951 

1952 

1953 

Krafträder 

856 711 

327 936 

615 678 

913 546 

1 180 675 

1 420 000 

1 665 000 

Personenkraftwagen 

714 458 

217 604 

354 980 

518 474 

684 508 

817 000 

989 000 

Kraftomnibusse 

11 556 

7 382 

9 931 

14 328 

16 520 

18 000 

2) (493 733) 

19 500 
*) (555 829) 

Lastkraftwagen 

215 162 

259 333 

320 100 

358 702 

415 208 

410 000 

425 000 

Zugmaschinen 

30 110 

85 986 

101 988 

131 597 

180 754 

243 000 

296 500 

Sonderfahrzeuge 

8 098 

10 818 

11162 

13 156 

15 825 

22 000 

22 000 

Kraftfahrzeuge insgesamt . . . 

1 836 095 

909 059 

1 413 839 

1 949 803 

2 493 490 

2 930 000 

3 417 000 

Kraftfahrzeuge insgesamt ohne 
Krafträder 

979 304 

581 123 

798 161 

1 036 257 

1 312 815 

1 510 000 

1 752 000 

Kraftfahrzeuganhänger .... 

— 

160 654 

188 392 

214 171 

231 906 

221 000 

220 000 


’) nach Angaben des Kraftfahrt-Bundesamtes, Flensburg 

einschließlich eines Teils der stilliegenden Fahrzeuge, da Zulassungsstellen Stillegungen bzw. Wiederanmeldungen nicht vollständig 
gemeldet haben 

**) einsdiließlich der aus steuerlichen oder sonstigen Gründen als vorübergehend stillgelegt abgemcldeteii Fahrzeuge 



Anlage 2 zur Begründung 


Kraftfahrzeuge in v. H. des Bestandes von 1938 
jeweils am 1. Juli 



1938 

1948 

1949 

1950 

1951 

1952 

1953 

Krafträder 

100 

38,3 

71,9 

106,6 

137,8 

165,8 

194,3 

Personenkraftwagen 

100 

30,5 

49,6 

72,6 

95,8 

114,4 

138,4 

Kraftomnibusse 

100 

63,9 

85,9 

124,0 

143,0 

155,8 

168,7 

Lastkraftwagen 

100 

120,5 

148,8 

166,7 

193,0 

■ 190,5 

197,5 

Zugmaschinen 

100 

285,6 

338,7 

437,1 

600,3 

807,1 

984,7 

Sonderfahrzeuge . 

100 

133,6 

137,8 

162,4 

195,4 

271,7 

271,7 

Kraftfahrzeuge insgesamt . . . 

100 

49,5 

77,0 

108,7 

135,8 

159,6 

186,1 

Kraftfahrzeuge insgesamt ohne 
Krafträder 

100 

59,3 

81,4 

105,8 

134,0 

154,2 

178,9 


) nach Angaben des Kraftfahrt-Bundesamtes, Flensburg 



Anlage 3 zur Begründung 


Fahrzeugbestand je km Straßennetz 
klassifizierter Straßen 

(Bundesautobahnen, Bundesstraßen, Landstraßen I. und II. Ordnung) 


Klassifizierte Straßen (mit L. 11. O.) Klassifizierte Straßen (ohne L. II. O.) 


Kraftfahrzeuge 


Kraftfahrzeug- Kraftfahrzeuge ^ r r i Kraftfahrzeug- Kraftfahrzeuge 

Anhänger u. Kfz.-Anhänger ^ rzeuge Anhänger u. Anhänger 


1. Juli 1949 11,1 1,5 12,6 18,7 2,5 21,2 

1. Juli 1950 15,3 1,7 17,0 25,8 2,8 28,6 

1. Juli 1951 19,5 1,8 21,4 32,9 3,1 36,0 

1. Juli 1952 22,9 1,7 24,6 38,1 2,9 40,9 

1. Juli 1953 26,7 1,7 28,4 44,4 2,9 47,3 

f 


Für die Berechnung der Stichtagwerte 1. Juli 1949 bis 1. Juli 1951 wurden die Straßenlängenangaben für Ende 1950 verwertet, für 
die Berechnung der Stichtagwerte 1. Juli 1952 und 1. Juli 1953 die Straßenlängenangaben für den 31. März 1953. 


Länge der klassifizierten Straßen 

Ende 1950 = 127621,3 km 
davon L. II. O. = 51 927,4 km 


Länge der klassifizierten Straßen am 

31. März 1953 = 127 917,7 km 
davon L. II. O. = 50 939,2 km 



Anlage 4 zur Begründung 


Gegenüberstellung der Deckenarten 
Reichsstraßen 1939 und Bundesstraßen 1951 
(freie Strecken und Ortsdurdifahrten in Gemeinden mit 6 000 und weniger Einwohnern) 


1939 


1951 


Deckenart 


km 


V. H. 


Deckenart 



V. H. 


einfache Schotterdedcen und 
Klinkerdecken 

945 

4,4 

Schotterdecken mit Oberflä- 
dien-Schutzschlchten . . . 

8 830 

41,0 

•Teer- und Asphalttränk- 
streu- und Misdimakadam- 
decken 

5 866 

27,4 

Teer- oder Asphaltbetondek- 
ken mit weniger als 6 cm 
Stärke 

1 289 

,7 477 

6,0 

dieselben mit mehr als 6 cm 
Stärke 

322 


Mörtelschotterdecken . . . 

107 

0,5 

Altes Kopfsteinpflaster . . 

172 

0,8 

Großpflasterdecken . . . 

516 

2,4 

Kleinpflasterdecken . . . 

3 223 

15,0 

Kunststeinpflaster .... 

64 

0,3 

Zementbetondecken . . . 

150 

0,7 


Klinkerdecken und wasser- 


gebundene Schotterdecken . 

590 

2,7 

Oberflächen-Sdiutzschichten 

7 875 

36,3 

Teppichbeläge, mittelschwere 
bituminöse Makadam- und 
schwere bituminöse Maka- 
damdecken 

7 958 

36,6 

mittelschwere bituminöse Be- 
tondecken 

983 

>9 244 4,5 

schwere bituminöse Beton- 
decken 

303, 

1,4 

Zementschotterdecken . . 

26 

0,1 

Altes Kopfsteinpflaster . . 

140 

0,6 

Großpflasterdecken . . . 

507 

2,3 

Kleinpflasterdecken . . . 

3 103 

14,3 

Sonstige Bauweisen . . . 

20 

0,1 

Zementbetondecken . . . 

235 

1,1 


Insgesamt 


21 484 100,0 


21 740 100,0 


Insgesamt 





Anlage 5 zur Begründung 


% 


Getötete und Verletzte im Straßenverkehr 


Getötete Getötete Verletzte Verletzte 
insgesamt je Tag insgesamt je Tag 


1938 

4 585 

12,7 

106 348 

296 

1950 

6 328 

17,6 

150 688 

418,6 

1951 

7 558 

21,0 

202 338 

562,0 

1952 

7 590 

21,2 

232 852 

646,8 

1953 

1. bis 3. 

Viertel- 
jahr 8 010 

29,7 

230 016 

851,9 

Zum Ver- 
gleich 

1952 

1. bis 3. 

Viertel- 
jahr 5 681 

21,0 

179 363 

664,3 


') Nach Angaben des Statistisdien Bundesamts, Wiesbaden 
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Anlage B 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Zur Sicherstellung der lebenswich- 
tigen Versorgung von Berlin kann der 
Bundesminister für Verkehr im Benehmen 
mit dem Senator für Verkehr und Be- 
triebe des Landes Berlin durch Rechts-- 
verordnung vorübergehend Ausnahmen 
von dem Beförderungsverbot des § 1 für 
Kraftfahrzeuge des im Bundesgebiet ge- 
nehmigten Güterfernverkehrs für den 
unmittelbaren Verkehr vom Bundesgebiet 
nach Berlin zulassen. Die Rechtsverord- 
nung bedarf nicht der Zustimmung des 
Bundesrates.” 

Begründung 

Es ist zweckmäßig, bei der Erteilung der 
Ausnahmegenehmigungen, die der Sicher- 
stellung der lebenswichtigen Versorgung 
Berlins dienen sollen, die oberste Ver- 
kehrsbehörde Berlins zu beteiligen. 

Die weitere vorgeschlagene Änderung 
dient der Klarstellung. 

2. In § 3 Abs. 1 Satz 1 sind hinter den 
Worten „Die obersten Verkehrsbehörden 
der Länder” die Worte einzufügen: „oder 
die von ihnen bestimmten Behörden“. 

Begründung 

Die Änderung dient der Verwaltungsver- 
einfachung. 

3. In § 3 Abs. 4 Satz 2 sind nach den Worten 
„den mit der Überwachung des Güter- 
fernverkehrs beauftragten Stellen“ die 
Worte einzufügen: „oder den zuständigen 
Beamten“. 

Begründung 

Durch die Ergänzung wird gewährleistet, 
daß auch die Polizei die Vorlage der Be- 
scheinigung verlangen kann und daß ein 
Verstoß gegen die Verpflichtung, die Be- 
scheinigung den Polizeibeamten vorzule- 
gen, eine Ordnungswidrigkeit gemäß 
§ 5 Abs. 1 Nr. 2 des Entwurfs darstellt. 


4. Nach § 3 wird folgender § 3 a eingefügt: 

3 a 

Die obersten Verkehrsbehörden der 
Länder können zeitlich befristete, höch- 
stens auf ein Jahr zu erteilende Ausnah- 
men von dem Beförderungsverbot des 
§ 1 zulassen, wenn durch die Regelung 
dieses Gesetzes ein Verkehrsnotstand eln- 
trltt. Die Ausnahmegenehmigung ist auf 
die Beförderung bestimmter Güterarten 
Innerhalb eines abgegrenzten Bereichs zu 
beschränken. § 3 Abs. 4 findet entspre- 
chend Anwendung.“ 

Begründung 

Das Verbot der Beförderung von be- 
stimmten Massengütern darf nicht zu 
einem Verkehrsnotstand führen. In einem 
solchen Fall muß die Möglichkeit gegeben 
sein, sachlich und zeitlich begrenzte Aus- 
nahmen von dem Beförderungsverbot 
zuzulassen. 

5. In § 4 wird folgender Absatz 1 a einge- 
fügt: 

„(1 a) § 2 Abs. 4 des Güterkraftver- 
kehrsgesetzes wird wie folgt ergänzt: 

„Für in den anerkannten Ostrandgebie- 
ten der Bundesrepublik gelegene Ge- 
meinden können die obersten Landes- 
verkehrsbehörden zu Gunsten von 
Unternehmen, die bereits am 1. April 
1954 ihren Sitz in den Ostrandgebie- 
ten hatten, angenommene (fiktive) 
Standorte bestimmen, die nicht mehr 
als 40 km in der Luftlinie von dem 
Ostrand der Bundesrepublik liegen 
dürfen. 

Entsprechendes gilt für Gemeinden, die 
nicht mehr als 40 km in der Luftlinie 
von der derzeitigen Grenze des Saar- 
gebietes liegen (Saargrenzgürtel).“ 

Begründung 

Durch den Änderungsvorschlag soll er- 
reicht werden, daß auch die In den Ost- 
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randgebieten liegenden Güternahver- 
kehrsbetriebe die Nahzone in der gleichen 
Weise ausnutzen können wie die entspre- 
chenden Betriebe im übrigen Bundesge- 
biet. Ferner rechtfertigt sich diese Maß- 
nahme auf Grund der besonderen Ver- 
kehrs- und wirtschaftspolitischen Notlage 
der Ostrandgebiete. 

Dieselben Verhältnisse, die eine Sonder- 
regelung für die anerkannten Ostrandge- 
biete der Bundesrepublik rechtfertigen, 
liegen in gleicher Weise im Saargrenzgür- 
tel vor. Gerade hier sind durch eine will- 
kürliche Grenzziehung gewachsene Wirt- 
schaftsbeziehungen zerrissen und dadurch 
besonders erschwerte Verkehrs- und 
wirtschaftspolitische Verhältnisse hervor- 
gerufen worden. 

6. § 4 Abs. 4 beginnt wie folgt: 

„(4) In den § 99 des Güterkraftver- 
gesetzes wird als Nr. 1 a eingefügt: 

1 a. Güter mit . . 

Abs. 4 letzter Satz wird gestrichen. 
Begründung 

Gesetzestechnische Verbesserung. Eine 
Änderung der Nummern in § 99 des Gü- 
terkraftverkehrsgesetzes würde beim 
Zitieren dieser Bestimmungen zu Schwie- 
rigkeiten führen, da jedesmal hinzugefügt 
werden müßte, ob sich das Zitat auf die 
alte oder die neue Fassung des § 99 des 
Güterkraftverkehrsgesetzes bezieht. 

7. § 5 

a) Die Überschrift wird geändert ln 
„Ordnungs Widrigkeiten". 

Begründung 

Anpassung an die bisher übliche Aus- 
drucksweise. 

b) In Abs. 2 Satz 2 werden die Worte 
„In den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 1 . . .“ durch die Worte „Im Falle 
des Absatzes 1 Nr. 1 . . ." ersetzt. 


Begründung 

§ 5 Abs. 1 Nr. 1 regelt nur einen Fall. 

8. § 6 wird gestrichen. 

Begründung 

Allgemeine Verwaltungs Vorschriften zu 
Gesetzen, die von den Ländern als eigene 
Angelegenheit ausgeführt werden, können 
gemäß Artikel 84 Abs. 2 GG von der 
Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundesrates auch ohne besondere gesetz- 
liche Ermächtigung erlassen werden. Da- 
gegen ist ihr Erlaß durch einen einzelnen 
Bundesminister unzulässig. § 6 des Ent- 
wurfs ist also, soweit er den Bundesmini- 
ster für Verkehr zum Erlaß allgemeiner 
Verwaltungsvorschriften ermächtigt, mit 
dem Grundgesetz nicht vereinbar, im 
übrigen aber im Hinblick auf Artikel 84 
Abs. 2 GG überflüssig. 

9. § 7 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Das Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) auch im Lande Berlin.“ 

Begründung 
Redaktionelle Verbesserung. 

10. Die Anlage (zu § 1) „Verzeichnis der im 
Güterfernverkehr und Werkfernverkehr 
zur Beförderung nicht zugelassenen Gü- 
ter" wird wie folgt geändert: 

Der Nr. 10 wird folgender Satz angefügt: 
„Ausgenommen sind solche Gegenstände, 
die sich nur für die Beförderung durch 
Kraftfahrzeuge eignen.“ 

Begründung 

Auf dem Gebiet Eisen und Stahl gibt es 
hochwertige Güter, die für den Eisenbahn- 
transport ungeeignet sind. Sie sind seit 
jeher mit Kraftfahrzeugen befördert 
worden. 
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Entschließungen des Bundesrates 


1. Die Bundesregierung wird gebeten, im 
Rahmen des verkehrspolitischen Gesamt- 
programms baldigst Tarif maßnahmen 
vorzuschlagen, die neben dem Straßen- 
entlastungsgesetz und Verkehrsfinanz- 
gesetz wirksam werden sollen. Diese Ta- 
rifmaßnahmen, die zusammen mit den zu 
beteiligenden Stellen auszuarbeiten sind, 
sollen einerseits die mit den Verkehrs- 
gesetzen angestrebte sinnvolle Verkehrs- 
tellung zwischen Schiene und Straße för- 
dern und andererseits allen Verkehrs- 
trägern angemessene Beförderungsentgelte 
sichern. Dabei werden die Interessen der 
Verkehrsträger und der verladenden 
Wirtschaft sorgfältig miteinander abge- 
stimmt werden müssen. 

Die Durchführung der Tarif maßnahmen 
Ist nur möglich, wenn beide Verkehrs- 
gesetze In Kraft treten. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, das 
Verzeichnis der im Güterfernverkehr und 
Werkfernverkehr zur Beförderung nicht 
zugelassenen Güter nach Ablauf von vier 
Jahren seit dem Inkrafttreten des Gesetzes 
zu überprüfen. 

Begründung zu 2 

Die Auswirkungen des Verbots der Be- 
förderung bestimmter Massengüter im 
Güterfernverkehr und im Werkfernver- 
kehr lassen sich im einzelnen noch nicht 
überblicken. Es Ist deshalb notwendig, 
nach einem angemessenen Zeitraum die 
Auswirkungen des Beförderungsverbots 
unter Verkehrs- und wirtschaftspoliti- 
schen Gesichtspunkten zu überprüfen. 
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Anlage C 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu Nr. 1 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird zugestimmt. 

Zu Nr. 2 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird zugestimmt. 

Zu Nr. 3 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird nicht zugestimmt. Es soll bei der Re- 
gierungsvorlage verbleiben. 

Begründung 

Äuch die Polizei gehört zu den „mit der 
Überwachung des Güterfernverkehrs beauf- 
tragten Stellen“. Es ist beispielsweise unbe- 
stritten, daß die Polizeibeamten befugt sind, 
sich Genehmigungsurkunde, Fahrtenbuch so- 
wie Beförderungs- und Begleitpapiere der 
Unternehmen des Güterfernverkehrs oder 
Beförderungs- und Begleitpapiere der Unter- 
nehmen des Werkfernverkehrs vorlegcn bzw. 
aushändigen zu lassen, obwohl die betreffen- 
den gesetzlichen Bestimmungen (§ 28 Abs. 3 
und § 52 Abs. 1 GüKG) gleichfalls nur die 
„mit 'der Überwachung des Güterfernver- 
kehrs beauftragten Stellen“ ermächtigen. 

Zu Nr. 4 

Dem Ergänzungsvorschlag des Bundesrates 
wird zugestimmt. 

Die Bundesregierung geht dabei davon aus, 
daß ein Verkehrsnotstand nur dann gegeben 
ist, wenn der Eisenbahnbetrieb, In bestimm- 
ten Gebieten auch die Schiffahrt, durch beson- 
dere Umstände vorübergehend unterbrochen 
ist. 

Zu Nr. 5 

Aus verkehrspolltischen Gründen bestehen 
gegen die vofa Bundesrat vorgeschlagene Er- 
gänzung des § 2 Abs. 4 des Güterkraftver- 


kehrsgesetzes (GüKG) Bedenken. Für die 
Vorsdiläge des Bundesrates sprechen jedoch 
übergeordnete politische Gesichtspunkte 
(Förderung des Zonenrandgebietes und der 
dem Saargebiet benachbarten Landestelle). 
Diesen Gesichtspunkten wird wohl der Vor- 
rang vor den verkehrspolitischen gegeben 
werden müssen. Daher wird unter Zurück- 
stellung der verkehrspolitischen Bedenken 
dem Vorschlag des Bundesrates zugcstlmmt. 
Die Ergänzung des § 2 Abs. 4 GüKG sollte 
jedoch folgende Fassung erhalten: 

„Für Gemeinden, die in dem von der Bun- 
desregierung anerkannten Zonenrandgebiet 
der Bundesrepublik liegen, können die 
obersten Landesverkehrsbehörden zu Gun- 
sten von Unternehmen, die bereits am 
1. April 1954 ihren Sitz In dem Zonenrand- 
gebiet hatten, angenommene (fiktive) 
Standorte bestimmen, die nicht mehr als 
40 km In der Luftlinie von dem Zonenrand 
der Bundesrepublik und vom tatsächlichen 
Standort liegen dürfen. Entsprechendes 
gilt für Unternehmen, die Ihren Sitz in 
Gemeinden haben, die nicht weiter als 
20 km in der Luftlinie vom Saargebiet 
entfernt liegen.“ 

Durch Einfügung dieser Ergänzung wird die 
Ermächtigung des § 2 Abs. 4 des GüKG ent- 
behrlich, so daß diese Bestimmung gestrichen 
werden kann. Die Ergänzung würde demnach 
an die Stelle der jetzigen Fassung des § 2 
Abs. 4 GüKG treten. 

Begründung 

Eine Erweiterung der Nahverkehrszone aus 
übergeordneten politischen Gesichtspunkten 
erscheint nur im anerkannten Zonenrandge- 
biet vertretbar, weil nur hier durch die 
Schließung der Zonengrenze lebhafte, seit 
langer Zeit bestehende Verkehrsbeziehungen 
zerschnitten und dadurch schwere verkehrs- 
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und wirtschaftspolitische Schäden hervorge- 
rufen worden sind. 

Für die dem Saargebiet benachbarten Landes- 
teile gelten diese Überlegungen nicht in glei- 
cher Weise. Daher wäre hier die Erweite- 
rung auf einen 20 km breiten Gürtel zu be- 
schränken. 

Für Gemeinden, die nicht im Zonenrand- 
gebiet oder nicht in dem Saargebiet benach- 
barten Landestellen liegen, kann eine Erwei- 
terung der Nahverkehrszone keinesfalls in 
Betracht gezogen werden. Eine solche Maß- 
nahme würde einer allgemeinen Erweiterung 
der Nahverkehrszone im Bundesgebiet gleich- 
kommen, die beabsichtigte Wirkung des 
Straßenentlastungsgesetzes weitgehend auf- 
heben, die Grundlagen der Ordnung im 
Straßengüterverkehr angreifen und die Wett- 
bewerbslage der Deutsdien Bundesbahn er- 
heblich verschlechtern. 

Zu Nr. 6 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird zugestimmt. 

Zu Nr. 7 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
wird zugestimmt. 

Zu Nr. 8 

Dem Vorschlag, des Bundesrates wird nicht 
zugestimmt. Es^’solltc bei dem Regierungs- 
entwurf verbleiben. 

Begründung 

Die Bundesregierung hat bisher den Stand- 
punkt vertreten, daß statt der Bundesregie- 
rung auch ein einzelner Bundesminister be- 


fugt ist, allgemeine Verwaltungsvorschriften 
zu solchen Bundesgesetzen zu erlassen, welche 
die Länder als eigene Angelegenheit ausfüh- 
ren, soweit er dazu durch Gesetz mit Zustim- 
mung des Bundesrates ermächtigt wird. Ent- 
sprechend ist z. B. auch in § 103 des GüKG, 
das seinerzeit die Zustimmung des Bundes- 
rates gefunden hat, vorgesehen, daß der 
Bundesminister für Verkehr die zur Durch- 
führung des Güterkraftverkehrsgesetzes er- 
forderlichen allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften mit Zustimmung des Bundesrates 
erläßt. 

Aus praktischen Gründen sollte die Belastung 
des Kabinetts mit dem Erlaß der allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften vermieden werden. 

Zu Nr. 9 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird zugestimmt. 

Zu Nr. 10 

Dem Ergänzungsvorschlag des Bundesrates 
wird im Grundsatz zugestimmt. Die Ausnah- 
mebestimmung sollte aber folgenden Wort- 
laut erhalten: 

„Ausgenommen sind solche Gegenstände, 
die nach ihren Abmessungen oder nach 
ihrem Gewicht sich nur für die Beförde- 
rung durch Kraftfahrzeuge eignen.“ 

Begründung 

Bei der vom Bundesrat vorgeschlagenen Fas- 
sung der Ergänzung besteht die Gefahr allzu 
weiter Ausdehnung der Ausnahme. Auf den 
Wert der Güter und darauf, ob sie seit Jeher 
mit Kraftfahrzeugen befördert worden sind, 
kann es nicht ankommen. 



Stellungnahm ^der Bundesregierung 
zu den Entschließungen des Bundesrates 


Zu Nr. 1 

Der Entschließung des Bundesrates wird zu- 
gestimmt. Sie entspricht der Auffassung und 
den Absichten der Bundesregierung. Der 
Bundesminister für Verkehr ist beauftragt, 
das Erforderliche zu veranlassen. 

Zu Nr. 2 

Der Entschließung des Bundesrates wird 
zugestimmt. 
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